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Der Bundesminister 

für Familie und Jugend Bad Godesberg, den 5. Oktober 1967 

II 2 - 2983,2 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Gewährung von Ausbildungsbeihilfen in Höhe des 
Kindergeldes bzw. der Halb- und Voll Waisenrente wäh- 
rend der Schul- und Berufsausbildung nach Vollendung 
des 18. Lebensjahres 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/2116 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP beantworte ich wie folgt: 


1. Hält die Bundesregierung die Bestimmungen in zahlreichen 
Gesetzen noch für zeitgemäß, nach denen die übliche Weiter- 
gewährung von Kindergeld, Halb- und Vollwaisenrente im Falle 
einer Schul- oder Berufsausbildung über das 18, Lebensjahr hinaus 
bis zur Vollendung des 25. bzw. 27. Lebensjahres davon abhängig 
gemacht wird, daß die Betroffenen ledig sind? 

Wie schon in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
25. November 1965 für das Bundesministerium des Innern in 
Bezug auf das Besoldungsrecht erklärt worden ist, spricht zwar 
einiges dafür, daß Leistungen für Kinder — entgegen der Rege- 
lung, die der Gesetzgeber in verschiedenen Gesetzen getroffen 
hat — auch für verheiratete Kinder, die sich noch in der Aus- 
bildung befinden, gewährt werden, wenn die Eltern sie weiter 
unterhalten. Entsprechendes gilt für Waisenrenten und Waisen- 
gelder des Sozialversicherungs- und des Beamtenversorgungs- 
rechts, sofern eine in Ausbildung stehende Waise und ihr Ehegatte 
ihren gemeinsamen Unterhalt nicht selbst bestreiten können. 
Nach Auffassung der Bundesregierung ist die Frage jedoch noch 
nicht entscheidungsreif. Auch die Länder vertreten für das Besol- 
dungsrecht — wie sich vor einiger Zeit herausgestellt hat — keine 
einheitliche Meinung. Nach Auffassung der Bundesregierung 
sollte die weitere Entwicklung, insbesondere auch des durch- 
schnittlichen Heiratsalters, abgewartet werden. 
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2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es bei dem ein- 
deutigen Charakter einer Ausbildungsbeihilfe dieser Leistungen 
zweckmäßig wäre, bis zum Inkrafttreten eines allgemeinen 
Ausbildungsförderungsgesetzes Änderungen dahingehend vor- 
zunehmen, daß bei entsprechenden Voraussetzungen Ausbil- 
dungsbeihilfen in Höhe des Kindergeldes bzw. der Halb- und 
Vollwaisenrente von der Vollendung des 18. Lebensjahres bis 
zur Vollendung des 25. bzw. des 27. Lebensjahres gewährt werden, 
unabhängig davon, ob die Betroffenen ledig oder verheiratet 
sind ? 

Bei der Beantwortung der Frage, ob die sogenannten Ver- 
heirateten- Ausschlußklauseln unverändert beibehalten werden 
sollen, ist sicher auch die Gestaltung der Ausbildungsförderung 
mit zu berücksichtigen. Die Bundesregierung hält jedoch eine 
Auflockerung dieser Klauseln bis zum Inkrafttreten einer allge- 
meinen Ausbildungsförderungsregelung nicht für notwendig. 
Daß jemand, der verheiratetist undnocii in Ausbildung steht, nicht 
von seinem Ehegatten unterhalten werden kann, kommt im allge- 
meinen nur vor, wenn auch der Ehegatte sich noch in Ausbildung 
befindet. In der Praxis spielen dabei die Fälle eine maßgebliche 
Rolle, in denen beide Ehegatten studieren. Studierende der 
Hoch- und der Ingenieurschulen können aber individuelle 
Ausbildungsbeihilfen erhalten, wenn sie, ihr Ehegatte und ihre 
Eltern nicht in der Lage sind, die Ausbildungskosten zu tragen. 
Dies gilt für die Förderung nach dem Honnefer Modell und für 
einige andere Ausbildungsbeihilfen, Den sdiutzwürdigen Inter- 
essen der Beteiligten wird somit schon jetzt weitgehend auf 
angemessene und zumutbare Weise Rechnung getragen. 


3. Welche Gesetze, Verordnungen und Richtlinien müßten bei 
einer entsprechenden Regelung geändert bzw. ergänzt werden? 

Verheirateten-Ausschlußklauseln bestehen in folgenden Rechts- 
gebieten : Kindergeldredit, Sozialversicherungsrecht, Kriegs- 
opferversorgungsredit, Besoldungsrecht, Beamtenversorgungs- 
recht. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, und wenn ja bis wann, einen ent- 
spredienden Gesetzentwurf vorziilegen bzw. auf entsprediende 
Änderungen sonstiger vergleidibarer Bestimmungen hinzu- 
wirken? 


Die Bundesregierung kann z. Z. aus den genannten Gründen, im 
übrigen aber auch im Hinblick auf die Haushaltslage, keine An- 
gaben machen, ob und wann sie Gesetzentwürfe, die die Verhei- 
rateten-Ausschlußklauseln auflockern, vorlegen wird. 


In Vertretung 

Dr. Barth 
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